
von Franz Breier jun.,
SLP Wien

Die Ära Verzetnitsch (1987-
2006): Privatisierung, Sozial-
abbau, Reallohnverluste, BA-
WAG-Skandal und minus 20
Prozent Gewerkschaftsmitglie-
der. Letztendlich waren selbst
die Kampfmaßnahmen gegen
die Politik der schwarz-blau-
orangen Bundesregierung
(Pensionsreform, ÖBB) nicht
erfolgreich, weil sie viel zu früh
von der Gewerkschaftsspitze
abgebrochen wurden. Unter
den Gewerkschaftsmitgliedern
brodelt es nun gewaltig. Diese
Stimmung drückt sich selbst in
Aussagen an der ÖGB-Spitze
aus (Eisenbahner-Gewerk-
schaftschef Haberzettl sprach
von einer “Riesenschweinerei”,
GPA-Vorsitzender Katzian
stimmte dem zu).Auch wir tei-
len diese Kritik! Doch was folgt
nun? Die Gewerkschaften
stecken in einer tiefen Krise.
Diese Krise birgt große Gefah-
ren für ArbeiterInnen und Er-
werbslose, denn sie gefährdet
die Existenz der Gewerk-
schaftsbewegung an sich. Sie
bietet aber auch die Chance ei-
ner echten Neuorientierung.

1.300.000 Mitglieder 
müssen entscheiden!

Um die Gewerkschaft wirk-
lich neu zu gestalten, schlagen
wir folgende Sofortmaßnah-
men vor: Über die Zukunft der
BAWAG und die künftige Aus-
richtung des ÖGB müssen die
Mitgliedschaft des ÖGB und
die BAWAG-Beschäftigten ent-
scheiden. Dazu ist ein außeror-
dentlicher und erweiterter Ge-
werkschaftstag, wie ursprüng-
lich angekündigt am 19. Juni,
auf jeden Fall aber noch vor
den Nationalrats-Wahlen im
Herbst die beste Möglichkeit.
Die Wahl der Delegierten soll-
te auf betrieblicher Ebene bzw.
durch Ortsgruppen und ande-
re Basisstrukturen erfolgen.
Wir brauchen einen Plan zur
Verteidigung unserer Interes-
sen. Die Wahlen im November
werden die Gefahr neoliberaler
Angriffe in keinem Fall ban-

nen.Alle Gewerkschafts-Funk-
tionärInnen müssen der Mit-
gliedschaft gegenüber volle Re-
chenschaft über ihre Arbeit
und ihre Entscheidungen ab-
geben. Dazu müssen sie jeder-
zeit wähl- und abwählbar sein.
Um Abgehobenheit zu vermei-
den, sollen FunktionärInnen
nur soviel verdienen wie die
Mitglieder, die sie vertreten
(Durchschnittsgehalt in Öster-
reich: 2.400 Euro brutto). Die
Gewerkschaftsfinanzen müs-
sen prinzipiell für die Mit-
gliedschaft kontrollierbar sein.

Kämpfen statt 
Kuschelkurs

Die “Sozialpartnerschaft” ist
von Unternehmer-Seite seit
langem aufgekündigt. Es ist
vielmehr eine Sozialabbau-
”Partnerschaft” gegen die Ge-
werkschaftsbasis geworden.
Wird keine Trendwende einge-
leitet, wird der kapitalistische
Konkurrenzkampf weiter auf
dem Rücken der Beschäftigten
und Erwerbslosen ausgetragen
werden. Deshalb muss sich die
Gewerkschaft ihrer besten Tra-
ditionen erinnern:
u Start einer Kampagne für ei-

ne einschneidende Arbeits-

zeitverkürzung (z.B. 30
Stunden pro Woche, 6 Stun-
den pro Tag) bei vollem
Lohn- und Personalaus-
gleich, um die Arbeitslosig-
keit wirksam zu bekämpfen.

uWertschöpfungsabgabe als
echte UnternehmerInnen-
beiträge zu den sozialen Si-
cherungssystemen.

uWiedereinführung der Ver-
mögenssteuer und Abschaf-
fung des Stiftungsgesetzes.
Echte Steuerprogression ist
nötig. Lohnsteuern müssen
gesenkt und alle Massen-
steuern abgeschafft werden.

uOffensive Lohnrunden sei-
tens des ÖGB unter Einbe-
ziehung der Mitgliedschaft
bei der Abstimmung über
Verhandlungsergebnisse.
Minimalanspruch muss die
Abgeltung von Inflation, So-
zialabbau-Verlusten sowie
der Produktivitätssteigerun-
gen sein.

uAnhebung der Mindestpen-
sion und des Arbeitslosen-
geldes auf 1.100.- netto.

uMobilisierung für die völlige
Rücknahme des Pensions-
raubs. Für das Recht auf
Pensionsantritt mit 55 für
Männer und Frauen unter
Wahrung aller Ansprüche.

uÜberwindung der kapitali-
stischen und nationalisti-
schen “Standortlogik”. Der
ÖGB muss die Interessen al-
ler ArbeiterInnen vertreten,
egal welcher Herkunft oder
in welchem Land.

Kämpferischen ÖGB-
Flügel aufbauen

Wir laden alle, die auch so
denken, ein, mit uns und im
Rahmen der “Plattform für
kämpferische und demokrati-
sche Gewerkschaften” (einem
überfraktionellen Zusammen-
schluss von Gewerkschafts-
AktivistInnen aus verschiede-
nen Fachgewerkschaften) für
einen solchen Kurs- und Füh-
rungswechsel einzutreten. Da
nicht zu erwarten ist, dass die
Hundstorfer-Führung die Ge-
werkschaft gesunden lassen
wird, ist es notwendig, einen
Kandidaten bzw. eine Kandi-
datin der Gewerkschaftsbasis
aufzustellen, der/die für diese
Punkte eintritt. Spätestens am
ÖGB-Kongress 2007 sollte eine
solche kämpferische Kandida-
tur Form annehmen. Neben
der ÖGB-Krise ergeben sich
die Probleme aus dem Fehlen
einer großen Partei, die wirk-

lich Politik für und mit Arbei-
terInnen und Erwerbslosen
betreibt. Die SPÖ führte in den
1990er selbst Kürzungen und
Privatisierungen durch. Die
Rolle Gusenbauers in der Ba-
wag-Krise unterstrich seine
Rolle als Vertreter von Kapital-
Interessen. Deshalb ist es eben-
so notwendig, das Verhältnis
von Gewerkschaften und SPÖ
grundlegend zu überdenken
und im ÖGB die Diskussion
über eine eigenständige Ge-
werkschaftspolitik voranzu-
treiben. (siehe auch Seite 2 und
Schwerpunkt Seiten 4 & 5).

ÖÖGGBB--KKrriissee::  

UUrrssaacchheenn  --  LLöössuunnggeenn

mmiitt  WWiillllii  MMeerrnnyyii
Leiter des ÖGB-Kampagnenre-

ferates und kooptiertes Mitglied
des ÖGB-Bundesvorstandes

Donnerstag, 18.05. um 19:00

“Piwnica”, 
Wien 20., Jägerstraße 38
(erreichbar mit 5, 33, nähe

U6)
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Österreich 

Wahlen 2006: Kann 
die SPÖ noch gewinnen?

Nach dem BAWAG-Skandal
stellt sich die Frage, ob es die
ÖVP unter Schüssel neuerlich
schafft, Erster zu werden. Die
vermeintliche Opposition
macht es ihm allzu leicht.

Seite 2

Betrieb & Gewerkschaft

Frankreich zeigt:
Widerstand lohnt sich

Nach den Protesten von Stu-
dentInnen und Gewerkschaf-
ten hat die französische Regie-
rung den geplanten Angriff auf
junge ArbeitnehmerInnen zu-
rückziehen müssen. Seite 3

Schwerpunkt 

Der ÖGB in der Krise 

Der ÖGB steckt in einer der
tiefsten Krisen seiner Geschich-
te. Sonja Grusch analysiert, wie
die Krise überwunden werden
könnte: mit demokratischen
Strukturen und kämpferischer
Politik. Ein erster Schritt wäre
ein Bundeskongress. Seiten 4/5

Internationales

Interview zur Situation
in Lateinamerika

André von der brasiliani-
schen Sektion des Komitees
für ArbeiterInneninternatio-
nale im Gespräch: Was sind
die notwendigen Schritte für
die Bewegungen in Venezuela,
Bolivien und Brasilien? 

Seite 7
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D I S K U S S I O N

Der Weg aus der ÖGB-Krise: Kämpferisch & demokratisch!

ÖGB verteidigen

heißt ÖGB verändern!
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Spinnen die 
ItalienerInnen?

von Sonja Grusch

Knapp 19 Millio-
nen Menschen ha-
ben in Italien für
das Wahlbündnis
von Berlusconi ge-
stimmt. 19 Millio-

nen haben ihre Stimme einem
Mann gegeben, der offensicht-
lich denkt, er sei der Nabel der
Welt, der sich das Gesetz zu-
rechtbiegt, um nicht ins Ge-
fängnis zu müssen, der Wähler-
Innen beschimpft und Unwahr-
heiten verbreitet. Sind 19 Milli-
onen ItalienerInnen verrückt? 
Ähnliches haben sich Viele nach
dem Wahlerfolg der ÖVP 2002
gefragt.Blau-Schwarz hatte eine
Welle von Angriffen gefahren,
es wurde privatisiert, bei den
Arbeitslosen gekürzt, die An-
zahl der LehrerInnen reduziert
und ein Mann als Frauenmini-
ster eingesetzt. Und trotzdem
fuhr die ÖVP einen histori-
schen Wahlsieg ein. Sind 42,3 %
der österreichischen WählerIn-
nen masochistisch?
Die Antwort ist simpel: sie sind
weder verrückt noch masochi-
stisch, auch nicht dumm oder
vergesslich. Im Gegenteil: die
italienischen WählerInnen
können sich noch an die letzte
Prodi-Regierung und ihren So-
zialabbau erinnern. Die öster-
reichischen WählerInnen ha-
ben die Sparpakete der letzten
SPÖ-geführten Regierung auch
nicht vergessen.
Sehr häufig haben es die
WählerInnen mit einer negati-
ven “Qual der Wahl”zu tun: kei-
ne der kandidierenden Parteien
vertritt ihre Interessen. In Ita-
lien gibt es eine linke Partei - die
PRC (Partito della Rifondazio-
ne Comunista - Partei der kom-
munistischen Wiedergeburt).
Sie hat bei diesen Wahlen zuge-
legt. Aber sie ist auch Teil von
Prodis Mitte-Links-Bündnis.
Die PRC-Führung unter Berti-
notti hat einen schwammigen
Wahlkampf unter dem Motto
“Wetten, dass sich Italien wirk-
lich verändern kann!” betrie-
ben. Und geiert nun nach ho-
hen Posten. Der Streit im Mitte-
Links-Bündnis wird auch von
der PRC zur Zeit nicht um In-
halte, sondern um Posten ge-
führt. Die ItalienerInnen brau-
chen nicht eine weiter Partei,die
sich an den Notwendigkeiten
der Wirtschaft orientiert und
faule Kompromisse eingeht.
Wenn die PRC das macht, dann
ist es nur eine Frage der Zeit, bis
ein rechtes Bündnis - mit oder
ohne Berlusconi - wieder an die
Macht kommt. Nicht weil ihr
Programm besser wäre oder es
den fescheren Spitzenkandida-
ten hat, sondern weil es beim
Wählen immer mehr darum
geht, die letzte Regierung zu be-
strafen. Weil die Unterschiede
zwischen den neoliberalen Pri-
vilegienrittern immer kleiner
werden. Die Phrasen von
Schüssel und Gusenbauer
unterscheiden sich ja auch nicht
wirklich …

D e r  S t a n d p u n k t

von Herbert Wanko,
SLP-Wien

“Einem Angehörigen aus
dem Kulturkreis des Ange-
klagten müsse mit aller Deut-
lichkeit vor Augen geführt
werden, dass es sich bei öster-
reichischen Supermärkten
keinesfalls um Selbstbedie-
nungsläden für Kriminelle
handelt.” Auszug aus der
schriftlichen Urteilsbegrün-
dung für den Versuch eines
Ladendiebstahls in der Höhe
von 12,90 Euro.

Urteil: 7 Monate Haft; davon
2 Monate unbedingt (nach 9
Wochen Untersuchungshaft).

Der Kriminelle: Ein Asyl-
werber, der mit seiner Frau
und drei Kindern von 820 Eu-
ro monatlich leben muss. Das
Problem sind aber nicht nur
einzelne rechte RichterIn
(oder PolizistIn). Rassismus
hat System!

Das “Feindbild
Ausländer” wird gemacht

Anfang der 90er Jahre wurde
das Thema “AusländerInnen”
zu einer entscheidenden
innenpolitischen Frage ge-
macht: Die FPÖ betrieb die
Hetze - SPÖVP machten die
Gesetze. Nach dem Regie-
rungswechsel wurde diese Po-

litik - erwartungsgemäß -
fortgesetzt und verschärft. Die
SPÖ stimmte auch da vielen
Verschlechterungen zu und
die Grünen greifen zwar
manchmal einzelne “Härte-
fälle” auf, sind aber auch z.B.
für AusländerInnenquoten.
Der Effekt: Nicht nur der Ras-
sismus nimmt zu ...

Soziale Lage verschlech-
tert sich seit Jahren

Die Arbeitslosenrate ist hier
inzwischen fast doppelt so
hoch wie bei Inländern - bei
Jugendlichen noch höher.
Und das, obwohl MigrantIn-
nen ohnehin am unteren En-
de der Lohnskala stehen und
meist mehrere Jobs anneh-
men müssen um ihr Überle-
ben zu ermöglichen. Diese Si-
tuation schadet aber nicht nur
den MigrantInnen selbst. Sie
schadet auch in zunehmen-
dem Maße der gesamten Ar-
beiterInnenklasse. Menschen,
die um zu überleben jeden
auch noch so schlecht bezahl-
ten Job annehmen müssen;
Menschen die in die Illegalität
getrieben werden, die auf
Grund ihrer Herkunft von
vorne herein kriminalisiert
werden, werden missbraucht
um das Lohnniveau noch wei-
ter zu senken und den Druck

auf alle ArbeiterInnen zu er-
höhen. Sie werden von den
Unternehmen nicht angemel-
det - arbeiten also ohne es zu
wollen illegal - weil sich die
Unternehmen dadurch einen
Haufen Geld ersparen, sie ha-
ben keine Ansprüche auf Sozi-
alleistungen, da ja auch keine
Sozialabgaben bezahlt wer-
den, und sind die einzig Leid-
tragenden, wenn so etwas auf-
fliegt. Dies dient dazu die Ar-
beiterInnen  gegeneinander
aufzuhetzen um die Einigung
und Stärkung der ArbeiterIn-
nenklasse zu verhindern.

Was machen die 
Gewerkschaften? 

Sie tun für MigrantInnen
noch weniger als für österrei-
chische ArbeiterInnen. Sie
waren z.B. für die EU-Erwei-
terung für Unternehmen und
treten zugleich dafür ein, die
ArbeiterInnen so lange als
möglich auszusperren. Sie
unterstützen dadurch das
Auseinanderdividieren der
ArbeiterInnenklasse.

Zur ArbeiterInnenklasse ge-
hören aber ALLE Lohnabhän-
gigen, Arbeitslosen, vom “Ar-
beitsmarkt” ausgesperrten -
gleich woher sie kommen und
aus welchen Gründen sie sich
für einen Aufenthaltsort ent-

schieden haben. Klassenbe-
wusstsein ist nicht an eine
Staatsangehörigkeit gebun-
den und endet auch nicht an
den Landesgrenzen. Nur ge-
meinsamer Kampf und Einig-
keit der ArbeiterInnenklasse
können zu Erfolgen führen.
Während aktuell die Miss-
handlung des Asylwerbers Ba-
kary J. - wieder einmal - dra-
stisch aufgezeigt hat, wie
Menschen anderer Herkunft
in diesem Staat zuweilen be-
handelt werden, ist die verhin-
derte Abschiebung der Schü-

lerin Relly aus Wien ein echter
Lichtblick. Durch eine massi-
ve Kampagne von Jugend-
lichen (http://www.relly-
friends.at.tf) wurde erfolg-
reich Solidarität in die Praxis
umgesetzt - ein echtes Beispiel
z.B. für den ÖGB ...

Freitag, 19.05. um 19:00
ArbeiterInnenbewegung 

und Migration 

“Bunte Kuh”, Wien 5., Sieben-
brunneng./Zentag. 

Solidarität gegen Rassismus ist nötig! 

Während die Abschiebung einer 18-jährigen Schülerin verhindert werden konnte,
wurde der Asylwerber Bakary J. während eines Abschiebeversuchs schwer misshandelt.

von John Evers,
SLP-Wien 

Er scheint sieben Leben zu
besitzen. Ein Kanzler der Pen-
sionsraub betreibt, weiteren
Sozialabbau fordert und zu
390.000 Arbeitslosen, wie zur
Ortstafelfrage schweigt, wür-
de bei einer Direktwahl eher
gewählt werden, als alle seine
Mitbewerber. Laut jüngsten
Umfragen scheint darüber
hinaus, trotz des - fast siche-
ren - Rausfliegens des “BZÖ”
aus dem Parlament, keine Re-
gierung ohne die ÖVP mög-
lich.

Totalversagen der 
“Opposition”

Eines scheint ebenso sicher:
Gusenbauer und Van der Bel-
len, bzw. SPÖ und Grüne kön-
nen die Wahlen nicht aus eige-
ner Kraft gewinnen. Eine Um-
frage des “Market-Instituts”
ergab, dass die Stimmungsla-
ge für alle (!) Parlamentspar-
teien in der Bevölkerung als
negativ betrachtet wird. Zwei-
fellos hat der BAWAG-Skan-
dal die SPÖ zusätzlich in die
Defensive gebracht. Entschei-
dend ist aber, dass sie aus die-
ser Defensive offensichtlich
nicht mehr herauskommt,
aber auch die Grünen despe-
rate SPÖ-WählerInnen nicht
für sich gewinnen dürften.
BAWAG hier, Kanzlerbonus
da sind tatsächlich nur
vordergründige Aspekte für
Strukturprobleme der Oppo-
sition die tiefer gehen.

Kurz gefasst: Diese 
“Opposition” ist keine! 

In den politischen Kern-
punkten - angeblicher Spar-
zwang in den öffentlichen
Haushalten, Ausgliederung
und Privatisierung, weitere
Verschlechterungen im Ge-
sundheits- und Pensionswe-
sen - sind sich die Parlaments-
parteien einig. Ein Blick nach
Wien oder über die Grenzen -
dorthin wo Sozialdemokratie
und Grüne regier(t)en - ge-
nügt. In Wien erfolgte nach
der Wahl eine Belastungswelle
durch Gebührenerhöhungen,
in Deutschland setzten Rot-
Grün und jetzt

CDU/CSU/SPD die tiefsten
(a-)sozialen Einschnitte der
Nachkriegsgeschichte um. Bei
den Grünen sticht insbeson-
dere ihre, inzwischen bedin-
gungslose, Zustimmung zur
Europäischen Union hervor,
obwohl Millionen Menschen
diesen “Integrationsprozess”
zurrecht mit Arbeitslosigkeit
und Sozialabbau verbinden.
Neben dieser inhaltlichen An-
gleichung von Regierung und
parlamentarischer Opposi-
tion gibt es auch eine ganz
praktische Komponente:
Machthunger! Alles ist nach
der Wahl möglich - gerade
SPÖ oder Grünen könnten
Schüssel im Tausch für ein

paar Ministerposten das Le-
ben verlängern und mit der
ÖVP koalieren.

Wir wissen zwar nicht, wie
die Wahlen ausgehen … 

... wir wissen aber: Jede künf-
tige Regierungskonstellation
wird im Grunde dort weiter
machen, wo die letzte aufge-
hört hat - also  bei der weite-
ren “Reform” (sprich Zer-
schlagung) des Sozialstaats.
Eine Regierungsbeteiligung
der SPÖ oder der Grünen,
bzw. eine Koalition dieser bei-
den Parteien (falls sie doch die
Mehrheit erhalten könnte)
das bisherige Tempo sogar

noch erhöhen. Jede neue Re-
gierung wäre wohl stabiler, als
das aktuelle ÖVP/BZÖ-Kabi-
nett. Besonders gefährlich er-
scheint darüber hinaus das
scheinbar gesicherte Überle-
ben der “FPÖ Neu”. Diese
kann zwar wahrscheinlich
nicht an die Höhenflüge der
1990er anschließen. Sie droht
sich aber, zumindest momen-
tan, mit - extrem rassistischen
- Sprüchen gegen Globalisie-
rung und EU als einzig wahre
“Oppositionskraft”zu etablie-
ren.

Was können wir also tun?

Gerade der (Wieder-) Auf-
stieg der FPÖ zeigt, dass es
notwendig ist, schon jetzt für
eine neue Kraft links von SPÖ
und Grünen einzutreten, auch
wenn sich erste Ansätze dafür
wohl erst nach den Wahlen
bilden werden. Wir glauben,
dass der Widerstand gegen die
Maßnahmen, welche eine
künftige Regierung setzen
wird, viele ArbeitnehmerIn-
nen und Jugendliche zur
Schlussfolgerung führt, dass
eine solche Kraft notwendig
ist. Wir glauben aber auch,
dass es nicht nur sinnvoll ist,
für ein solches Projekt zu wer-
ben, sondern ein sozialisti-
sches Programm gegenüber
dem Sozialabbau und Kapita-
lismus der Etablierten bei die-
sen Wahlen anzubieten. Des-
halb werden wir - die SLP -
auch im Herbst antreten und
freuen uns über jede Unter-
stützung! 

Kann Gusenbauer die Wahlen noch gewinnen?
Uns drohen vier weitere Jahre Kanzler Schüssel! Was dann?
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Muss nach Verzetnisch auch
Gusenbauer bald “Baba” sagen?

Menschen sterben.
Schaut Prokop nur zu?

D I S K U S S I O N



von Laura Rafetseder,
SLP-Wien

Die Jugendarbeitslosigkeit
bekämpfen - mit diesem Vor-
wand hatte die französische
Regierung versucht die Probe-
zeit

für Jugendliche unter 24 auf
2 Jahre zu verlängern. Diese
Maßnahme (CPE) hätte somit
den Kündigungsschutz für Ju-
gendliche praktisch abge-
schafft. Es wurde von einer
Massenbewegung von Jugend-
lichen und ArbeiterInnen ver-
hindert.

Solidarität erfolgreich

Wochenlang waren nicht nur
Studierende, sondern auch
SchülerInnen und Jugendliche
aus den Vorstädten, aber auch
GewerkschafterInnen, auf der
Straße. Nicht einmal der Ver-
such der Regierung alt und
jung gegeneinander auszuspie-
len war erfolgreich - der An-
griff auf die Rechte der Jugend
wurde zu Recht als Angriff auf
die gesamte ArbeiterInnen-
klasse gesehen. An zwei Streik-
tagen haben mehrere Millio-
nen Menschen gegen den CPE
gestreikt, trotz der Versuche
der Gewerkschaftsführung die
Kämpfe zu verzögern. Die
Angst der Bürgerlichen vor ei-
nem Generalstreik hat schließ-
lich zu einem Rückzug der Re-
gierung geführt.

Faule Jugend? 
Teure Jugend?

Der CPE ist aber nur ein Teil
des “Gesetzes für Chancen-
gleichheit”, dass auch eine gan-
ze Reihe anderer Maßnahmen
beinhaltet: unter anderem die
Legalisierung von Nachtarbeit
für Jugendliche sowie die Ein-

führung einer Lehre ab 14 Jah-
ren - und damit eine defacto
Abschaffung der Schulpflicht
bis 16 Jahre. Ein anderes Ge-
setz, der CNE, der eine Verlän-
gerung der Probefrist in Be-
trieben unter 20 Beschäftigten
bedeutet, ist bereits seit letztem
Jahr in Frankreich in Kraft.
Hinter dem “Gesetz der Chan-
cengleichheit” steckt eine Lü-
ge, die auch bei Unternehmen
und Regierungsvertretern in
Österreich Verbreitung findet:
Dass Jugendliche (oder Arbeit-
nehmerInnen generell) eher
Arbeit finden, wenn sie billiger
und zu schlechteren Bedin-
gungen arbeiten. Tatsache ist:
die Jobs, die unter solchen Be-
dingungen geschaffen werden,
sind meist so schlecht bezahlt,
dass es zum Überleben zuwe-
nig ist und keine Zukunft-
schancen bietet.

Maßnahmen wie in Frank-
reich werden auch in Öster-
reich umgesetzt oder sind zum
Teil schon Wirklichkeit: So
wurde die Probezeit für Lehr-
linge auf drei Monate verlän-
gert, die Behaltefrist nach Ende
der Lehrzeit verkürzt  und die
Arbeitszeit im Gastgewerbe
auf 23 Uhr verlängert. Wie in
Frankreich ist auch bei uns ein
großer Teil der Jugendlichen
unter 24 in prekären Arbeits-
verhältnissen tätig. Regierung
und Unternehmen finden teil-
weise sehr einfache Erklärun-
gen für die hohe Jugendar-
beitslosigkeit (Ende Jänner
2006 waren 49 940 Jugendliche
beim AMS als arbeitssuchend
gemeldet; Quelle: www.arbei-
terkammer.at): So erklärte der
Präsident der Wirtschaftskam-
mer Salzburg, Rainhardt
Buemberger, die hohe Jugend-
arbeitslosigkeit mit der Faul-
heit der Jugendlichen. Wer kei-
nen Job im Wunschberuf er-

hält, der solle halt, bitteschön,
irgendwas anderes arbeiten.
“Flexibel” müsse die Jugend da
eben sein, und nicht so ver-
bohrt. (Quelle: www.derstan-
dard.at). Wir sind der Mei-
nung, dass Arbeitslosigkeit
nicht die Schuld des/der Ein-
zelnen ist - vielmehr ist sie
Symptom der Krise des Kapi-
talismus.

Wie Jugendarbeitslosig-
keit bekämpfen?

Aber wie das Problem lösen?
(Jugend-)Arbeitslosigkeit lässt
sich weder durch Geldge-
schenke an die Unternehmer
(bis zu 4800 Euro im Jahr kann
ein Betrieb für einen Lehrling

bekommen) noch durch “Fle-
xibilisierung” (= Abbau von
ArbeitnehmerInnenrechten)
bekämpfen. Auch der Ras-
sismus der FPÖ schafft keinen
einzigen Arbeits- oder Ausbil-
dungsplatz.

Anstatt den Unternehmern
Geld zuzuschanzen, sollte die-
ses Geld besser in die Einrich-
tung überbetrieblicher Lehr-
werkstätten investiert und die
Ausbildung aus Unternehmer-
hand genommen werden. Dar-
über hinaus kann Arbeitszeit-
verkürzung bei vollem Lohn-
und Personalausgleich Ar-
beitslosigkeit wirksam be-
kämpfen, indem die vorhande-
ne Arbeit auf alle aufgeteilt
wird. Dafür (und gegen Ver-

schlechterungen für Jugendli-
che die angeblich ihre Job-
chancen heben) müssen wir
kämpfen - wie in Frankreich!
Dazu brauchen wir kämpferi-
sche und demokratische Ge-
werkschaften  - die Krise des
ÖGBs ist auch hier eine Chan-
ce ihn entsprechend zu verän-
dern! 

Freitag, 19.05. um 18:30
Wie sieht die Situation in

Frankreich nach dem Sieg über
die Regierung aus?" 

“Pizzeria Topolino”, Wien 3.,
Ungargasse 4
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Widerstand zahlt sich aus!
Bewegung in Frankreich zeigt, dass es auch anders geht

von Gerhard Ziegler,
SLP-Linz

Trotz Streikbeschluss in den
Gremien und 90-%-Zustim-
mung der PostlerInnen bei
Befragungungen Ende 2005
für Kampfmaßnahmen war
die Gewerkschaftsbürokratie
nicht bereit, konkrete Maß-
nahmen wie Streiks zu organi-
sieren. Offizielle Begründung:
die Christgewerkschafter in
der GPF (Gewerkschaft der
Post- und Fernmeldebedien-
steten) haben die Streikpläne
an ihre RegierungskollegIn-
nen verraten und die ÖGB-
Führung hätte einen Post-
streik nicht anerkannt, sodass
kein Streikgeld bezahlt wor-
den wäre.

Entscheidene 
Chance vertan

Nicht nur, dass diese Argu-
mentation mehr als Ausrede
für die Untätigkeit erscheint,
wäre es dann eben notwendig
gewesen, in die Offensive zu
gehen und gegen die gewerk-

schaftsfeindlichen Methoden
des FCG aber auch der ÖGB-
Führung öffentlich anzu-
kämpfen und dafür die Unter-
stützung der anderen Fachge-
werkschaften aber auch der
privatisierungskritischen Öf-
fentlichkeit zu suchen. Die
GPF-Spitze blieb jedoch letzt-
lich ihrer Tradition der “Zu-

sammenarbeit” treu und trat -
anstatt den Kampf aufzuneh-
men - mit Regierung und Ma-
nagement in Verhandlungen
um ein Sozialpaket. Dieses Pa-
ket schützt die Post in keinster
Weise vor weiteren Privatisie-
rungen (49 % werden jetzt
verkauft, der Rest dann wohl
nach den Nationalratswahlen

im November) und zusätzli-
chem Arbeitsplatzabbau. Der
Sozialplan wird bis 2008 ver-
längert, sodass bis dahin wei-
teres Personal “abgebaut”
wird. Trotzdem frohlockt die
GPF-Führung, da in der Ur-
abstimmung vom 4. - 7. April
56 % für die Annahme des Pa-
kets - und damit für Verzicht
auf weitere Kampfmaßnah-
men - gestimmt haben.

Was die Gewerkschafts-
führung verschweigt

Die Gewerkschaftsführung
verschweigt, dass die Beleg-
schaft keine Alternative hatte,
obwohl die Kampfbereitschaft
z.B. in Oberösterreich massiv
vorhanden war (Vorwärts be-
richtete). Warum? Angesichts
einer Führung, die gezeigt hat,
dass sie unter keinen Umstän-
den bereit ist, Kampfmaßnah-
men zu organisieren, bot ein
“Nein”-Votum keine wirkli-
che Perspektive - außer seinen
Protest auszudrücken. Trotz-
dem votierten 44 % der an der
Urabstimmung Teilnehmen-

den  für “Nein” und für die Er-
greifung sofortiger Kampf-
maßnahmen. Mit 41 % blieb
fast die Hälfte der Stimmbe-
rechtigten gleich der Abstim-
mung fern. An allen Ecken
und Enden wird - zu Recht -
von der Reformnotwendigkeit
im ÖGB gesprochen. Worauf
es jedoch ankommt ist, die
Bürokratie zu entfernen und
den ÖGBzu einem demokra-
tisch strukturierten Kampfor-
gan der ArbeiterInnenbewe-
gung zu beleben.

Es wäre jetzt an der Zeit, dass
die linken Kräfte in der Ge-
werkschaftsbewegung begin-
nen, gemeinsam an einem
Strang zum Aufbau einer klas-
senkämpferischen Strömung
zu ziehen. Dazu finden wir
unter anderen unter den
PostlerInnen, die bewußt für
Kampfmaßnahmen gestimmt
haben, aber auch unter denen,
die sich nicht weiter verar-
schen lassen wollten und
gleich mit den Füßen abge-
stimmt haben, das Potential
für die notwendige Erneue-
rung.

Nur ein Drittel nahm Privatisierung an
Urabstimmung bei der Post zeigt die Notwendigkeit für völlige Neuorientierung der Gewerkschaften in Österreich

Unternehmerorgani-
sation hetzt zynisch
gegen Jugendliche

“Existiert wirklich ein Lehr-
lingsproblem, das in Österreich
so oft herbeigeredet wird, fragt
der Österreichische Gewerbe-
verein (ÖGV)? Natürlich gibt
es das.Aber für die Arbeitgeber.
(...) Könnte es sein, dass mög-
licher Weise einige Lehrlings-
anwärter schlicht zu dumm
sind? Oder dass andere partout
darauf bestehen, ihr Gesicht-
spiercing stolz weiter einher zu
tragen? (...) Es kann nicht sein,
dass in diesem Land immer
wieder das Lehrlingsproblem
hoch geredet wird und gar
nicht existiert. Wenn sich unse-
re Jugend zu fein ist, Lehrstel-
len anzunehmen, die nicht mit
dem Funfaktor 20 ausgestattet
sind, dann mögen sie Hilfsar-
beiter bleiben. Aber auch das
immer wieder zitierte Problem
der lokalen Verfügbarkeit von
Lehrstellen ist doch lediglich
ein herbei geredetes. (...) Die
Lehrstelle vor der Haustüre
kann flächendeckend in ganz
Österreich noch nicht geboten
werden und das wird künftig so
bleiben. All jene, die bahnhofs-
missionarisch die Jugend von
der Straße - dort will sie der
ÖGV auch nicht haben - in
Lehrstellen bewegen wollen, sei
gesagt: Holt sie lieber mit dem
Taxi von zu Hause ab, wo sie
sich genüsslich hinter dem el-
terlichen Kamin räkeln!”
(Quelle: gewerbeverein.at).
Fast 50.000 arbeitslose Jugend-
liche werden sich über die auf-
munternden Worte freuen ...

70 bis 80 Euro Min-
destbetrag für Kinder-

betreuung in Ober-
österreich?

Geht es nach dem Oberöster-
reichischen Gemeindebund,
sollen Eltern für Kindergarten,
Hort oder Tagesbetreuung an
Schulen mindestens 70 bis 80
Euro pro Monat bezahlen. Eine
soziale Staffelung soll es schon
geben, aber von 70 bis 80 Euro
aufwärts! Rechnet man noch
etwa 4 Euro für ein Mittagessen
dazu, würde der Mindestbei-
trag für Eltern pro Kind auf 150
bis 160 Euro steigen. Macht bei
zwei Kindern 300 bis 320 Euro
monatlich. (Quelle: www.ar-
beiterkammer.com.) Hand-
zahm die Reaktion der Grünen
darauf, die in Oberösterreich
schließlich (mit-)regieren:
“Ziel für uns Grüne Oberöster-
reich ist nach wie vor ein
Rechtsanspruch auf einen Be-
treuungsplatz. Aufgrund der
vehementen Ablehnung dieses
Rechtsanspruches durch den
Gemeindebund verzichteten
wir im Sinne einer weiteren
konstruktiven Zusammenar-
beit vorerst darauf. Nun erwar-
ten wir auch eine entsprechen-
de konstruktive Zusammenar-
beit bei der Frage der Eltern-
beiträge” (www.ooe.gruene.at)

Ihr da oben, …

… wir hier unten!

D I S K U S S I O N



Die durchschnittliche Arbeitszeit ist in
Österreich 44,1 Stunden/Woche

Zur Zeit sind mindestens 300.000
Menschen arbeitslos, tatsächlich ist 
die Zahl weit höher

Fast die Hälfte der 100.000 Sozialhilfe-
bezieherInnen in Österreich hat einen 
oder zwei Jobs, verdient dabei aber zum
Leben zuwenig

Die Situation für alle jene, die nichts zu ver-
kaufen haben als ihre Arbeitskraft, also nicht
über Großgrundbesitz, Firmen, Aktienpakete
oder fette Konten verfügen, verschärft sich. Die
Arbeitsbedingungen verschlechtern sich stän-
dig, die Löhne/Gehälter decken kaum noch die
laufenden Kosten. Das ist den Unternehmen
aber noch nicht genug - sie fordern weitere Fle-
xibilisierungen. Ihr Ziel: WEG MIT DEM KOL-
LEKTIVVERTRAG. Sie wollen Beschäftigte ohne
Kündigungsschutz, die jederzeit entlassen wer-
den können; Beschäftigte, die auf Abruf jeder-
zeit auch Nachts und an Sonn- und Feiertagen
ohne Zuschläge zur Verfügung stehen. Die An-
griffe von Regierung und Unternehmen auf Ar-
beitnehmerInnen in den letzten Jahren zeigen,
dass keine Verbesserung im Rahmen des Kapi-
talismus von Dauer ist. Viele Verbesserungen,
die hart erkämpft wurden, sind wieder zurük-
kgenommen worden. Die Gewerkschaften sind
entstanden, um die ArbeiterInnen, die als Ein-
zelne in einer schwachen Verhandlungsposition
gegenüber den Unternehmen sind, zusammen-
zuschließen und gemeinsam Verbesserungen
erreichen zu können. Dafür brauchen wir Ge-
werkschaften in Zukunft sehr dringend.

Wo ist der ÖGB? 

Der ÖGB ist 1945 durch einen Akt “von Oben”
gegründet worden. Seither spielen die demokra-
tischen Rechte und die Mitbestimmung der Ge-
werkschaftsmitglieder praktisch keine Rolle in
den Gewerkschaftsstrukturen. Das Selbstver-
ständnis als “Sozialpartner” und als “Stütze und
Bestandteil des österreichischen Staates” ist
Grundpfeiler der ÖGB-Führung. In diesem Sin-
ne wurde der Kapitalismus auch nie in Frage ge-

stellt. Man meinte, einen “österreichischen”, ei-
nen “sozialen” Kapitalismus (manchmal auch
“soziale Marktwirtschaft” genannt) schaffen zu
können. Diese Illusion konnte aufrecht erhalten
bleiben, solange der Kapitalismus weltweit in ei-
ner Aufschwungperiode war. Als der Kuchen
groß war, fiel auch etwas für die ArbeiterInnen
ab. Aber spätestens seit den 80er Jahren gibt es
diese Spielräume für Zugeständnisse von Seiten
der Unternehmen nicht mehr. Die internationa-
le Konkurrenz nimmt zu, es wird immer schwe-
rer, Profite zu machen - da wurden die sozialen
Rüschen des österreichischen Kapitalismus lä-
stig und zu teuer. Der Neoliberalismus hielt Ein-
zug in die Wirtschaftspolitik. Der ÖGB sah die-
ser Entwicklung eher hilflos zu. Der Widerstand
gegen die Privatisierungspolitik seit den 80er
Jahren und gegen die Sparpakete seit den 90er
Jahren war - wenn überhaupt - zahnlos. Die Ar-
gumente von Regierung und Unternehmen
(“Wir müssen doch sparen”) wurden sogar teil-
weise übernommen. Pensionskürzungen, Bil-
dungsabbau und Prekarisierung der Arbeitsver-
hältnisse wurden in der Folge stillschweigend
mitgetragen oder zumindest hingenommen.
Das zweite Sparpaket Mitte der 90er Jahre hatte
der ÖGB abgelehnt, um dann ein eigenes vorzu-
legen - das seinerseits massiven Sozialabbau
brachte und von der SPÖVP-Regierung auch
prompt umgesetzt wurde. Die “Notwendigkeit”
die Arbeitskosten zu senken um international
konkurrenzfähig zu bleiben, ist von einem
Standpunkt, der sich auf dem Boden des Kapi-
talismus bewegt, nicht unlogisch. Der ÖGB hat
dieser Politik nichts entgegen zu setzen. Die
ÖGB-Führung hat die Sozialpartnerschaft zur
Ideologie erhoben. Sie hat den Werbeslogan der
Regierung “Geht's der Wirtschaft gut, geht's uns
allen gut” um Jahrzehnte vorweg genommen
und versucht, ihn umzusetzen.

Bawag-Skandal: Symptomatisch

Der Bawag-Skandal zeigt exemplarisch die ne-
gativen Folgen dieser politischen Ausrichtung;
einer Doppelrolle als Interessensvertretung der
ArbeiterInnenklasse und gleichzeitig eines “So-
zialpartner”im Kapitalismus, welcher das beste-
hende System - angeblich “zum Wohle aller” -
mitgestalten will. Die Frage lautet hier: Welche
Interessen vertritt der ÖGB letztlich - die seiner
Mitglieder oder die der Kapitalseite.Vom Stand-
punkt eines Bankers aus, war die Entscheidung
von Verzetntitsch im Jahr 2000, den ÖGB-
Streikfonds als Sicherheit für die Bawag zur Ver-
fügung zu stellen, möglicherweise richtig. Vom
Standpunkt eines Gewerkschaftschefs, der die
Interessen von 1.300.000 Millionen Mitgliedern
vertritt, war sie geradezu kriminell. Warum eine
Gewerkschaft ihre Finanzen nicht spekulativ
anlegen darf, liegt selbst für die Gegenseite auf
der Hand: “Der ÖGB braucht einen großen
Streikfonds, sonst ist er ein Papiertiger. Dieser
Fonds muss so veranlagt sein, dass die Gewerk-
schaft einen schnellen Zugriff hat und nicht von
Aktienentwicklungen abhängig ist.” (Andreas
Khol, ÖVP). Ebenso falsch ist es allerdings, das
“Erbe”, welches mit BAWAG und den anderen

Unternehmen nun einmal besteht, nun - noch
dazu nach wahltaktischen Zurufen aus der
SPÖ-Zentrale - auf Teufel komm raus zu ver-
scherbeln. Notwendig wäre eine Neuausrich-
tung des gesamten ÖGB nach einer breiten de-
mokratischen Diskussion an deren Ende auch
die Neuordnung (und selbstverständlich auch
Neuorientierung) gewerkschaftseigener Unter-
nehmen stehen muss. In diesem Sinne treten
wir klar gegen die überfallsartigen Beschlüsse
der ÖGB-Spitzengremien ein, die BAWAG über
den Kopf der Mitglieder und MitarbeiterInnen
hinweg zu verkaufen.

Kampforganisation statt Sanierungs-
partnerschaft notwendig

Die negativen Seiten der Sozialpartnerschaft
traten bereits vor einigen Jahren offen zu Tage:
Beschäftigte und ÖGB haben keine Erfahrung
mit Arbeitskämpfen, die UnternehmerInnen-
seite hat keine Angst mehr vor dem zahnlosen
Papiertiger. In der Praxis hat das etwa bedeutet,
dass bei den AUA-Streiks oder beim ÖBB-Streik
2003, der damalige ÖGB-Vorsitzende Verzet-
nitsch seine Rolle als die eines Vermittlers zwi-
schen Streikenden und Geschäftsführung defi-
nierte. Selbst jene, die meinen, die Sozialpart-
nerschaft hätte mehr Vor- als Nachteile gehabt,
müssen inzwischen einsehen, dass sie heute in
der Praxis tot ist. Daran ändern auch gemeinsa-

me Pressekonferenzen zwi-
schen den Präsidenten von
ÖGB und Wirtschaftskam-
mer nichts. Sozialpartner-
schaft bedeutet heute Sanie-
rungspartnerschaft: die Ge-
werkschaft gibt ihren Sank-
tus zu Verschlechterungen
und weist darauf hin, dass
ohne ihr Mittun sonst alles
“noch schlimmer” gekom-
men wäre. Das ist allerdings
eine Perspektive, die sich die
meisten einfach nicht mehr
leisten können. Wenn am
Ende des Geldes noch viel
Monat übrig und die Zu-

kunft düster ist, dann nützt uns ein “es hätte
noch schlimmer kommen können” herzlich we-
nig. Die Gewerkschaften brauchen daher einen
Kurswechsel. Sie müssen Kampforganisationen
werden und ihre Politik an den Bedürfnissen
und Interessen der ArbeitnehmerInnen, der Ar-
beitslosen und der sozial Schwachen orientie-
ren. Die Bewegung in Frankreich gegen die Auf-
hebung des Kündigungsschutzes für junge
Menschen (CPE) hat gezeigt, dass wir uns nicht
mit einem “es hätte noch schlimmer kommen
können” abfinden müssen. Der Sieg der Bewe-
gung und die Rücknahme des CPE stellen eine
neue Entwicklung dar. Die KollegInnen in
Frankreich haben gezeigt: Wer nicht kämpft, hat
schon verloren. Und wer kämpft, kann auch ge-
winnen!
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“Der ÖGB ist in seiner schwierigsten Situation seit Bestehen.” Diese Worte fand am 18. April Ex-Metaller-Chef Nürnberger anlässlich seines

Rücktrittes. Tatsächlich ist die Krise des ÖGB tief. Aber sie hat ihre Ursache keineswegs nur im Bawag-Skandal, denn die Mitgliederzahlen sinken

seit Jahren. Viele, die (noch) dabei sind, fühlen sich angesichts von Privatisierungen, Jobabbau und Prekärisierung, Pensionsreform und 

Sozialabbau schon länger vom ÖGB im Stich gelassen. Den GewerkschaftsfeindInnen in Regierung, Parlament und Chefetagen ist ein 

geschwächter ÖGB durchaus recht. Aber vor dem Hintergrund kommender Angriffe auf den Lebensstandard und die Rechte von 

ArbeitnehmerInnen sind Gewerkschaften wichtiger denn je. Die Frage ist: Wie muss der ÖGB verändert werden, um eine 

Kampforganisation für die Interessen von ArbeitnehmerInnen und Jugendliche zu werden? 
Eine Analyse von Sonja Grusch, SLP-Wien
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“Alle Gewerkschaftsvorsitzenden sind sich einig,
dass wir aus der Krise lernen müssen. Wir müssen
raschest alles angehen, was wir in den vergange-
nen 15, 20 Jahren an Hausaufgaben nicht ausrei-
chend gemacht haben. Daher wurde der Kongress
im Juni 2006 abgesagt. Bis Herbst 2007 wollen wir
uns bemühen, den ÖGB so zu strukturieren, dass
er für viele Bevölkerungsgruppen wieder attraktiv
wird.” (Hundstorfer im Standard-Interview am
6.4.2006)

Das Vorgehen der ÖGB-Spitze zeigt, dass hier
nichts gelernt wurde. Im Gegenteil: Alles ist
beim Alten. Nachdem bekannt wurde, dass sich
die Bawag in Karibikgeschäften verspekuliert
hatte (News spricht sogar von Verlusten bis zu 2
Milliarden Euro) überschlugen sich die Ereig-
nisse. Am 27. März folgte der Rücktritt des
ÖGB-Präsidenten Verzetnitsch. Sein Vize, der
bisherige GdG-Vorsitzende Hundstorfer, wurde
zum Interimsvorsitzenden gekürt und ein
außerordentlicher Gewerkschaftstag für 19. Ju-
ni angekündigt. Es folgte die Nachricht, dass
sich der ÖGB von der Bawag trennen werde.
Dann einigten sich die Spitzen der SPÖ und der
ÖVP-Fraktionen im ÖGB (FSG und FCG) dar-
auf, den außerordentlichen Gewerkschaftstag
abzublasen und Hundstorfer zum ÖGB-Präsi-
dent bis 2007 zu ernennen. Das wurde dann in
einem ÖGB-Bundesvorstand noch brav abge-
segnet (nur die VertreterInnen der Grünen- und
der KP-Fraktionen stimmten dagegen).

WIEDER wurde über die Köpfe der Mitglied-
schaft entschieden. WIEDER sucht man die Lö-
sung im Postenschacher auf Spitzenebene und
denkt nicht einmal über Kurskorrekturen nach.
Pro Jahr verlässt ca. 1 % der Mitgliedschaft die
Gewerkschaft. Der Bawag-Skandal (rund
12.000 Austritte in der ersten Woche werden
kolportiert) hat diese Tendenz beschleunigt,
aber nicht erzeugt. Die “Veränderungen in der
Arbeitswelt” sind vor allem eine Ausrede der
ÖGB-Führung, ihre Maßnahmen “mehr Servi-
ce” sind wirkungslos. Die Mitglieder gehen, weil
sie zurecht das Gefühl haben, dass die Gewerk-
schaft nichts tut.

Wo ist die Gewerkschaftslinke?

Die Wut über die Politik und die undemokra-
tische Vorgehensweise der Gewerkschaftsfüh-
rung ist berechtigt. Das Problem ist: was kann
der/die Einzelne tun? An der Gewerkschafts-
spitze gibt es offensichtlich keine Alternativen.
Die Führung hat praktisch geschlossen der Ab-
sage des außerordentlichen Kongresses zuge-
stimmt. (Die Vertreter der ÖVP- und BZÖ-
Fraktionen übrigens auch). Kein Vorsitzender
einer Einzelgewerkschaft steht hier für einen an-
deren Kurs - obwohl interessanterweise jene, die
in den Medien als “kämpferisch” dargestellt
werden, noch über die besten Umfragewerte
verfügen . Das eigentliche Signal an die Mit-
gliedschaft ist deutlich: Business as usual - Euch
brauchen wir nur als BeitragszahlerInnen.

Aber auch die Opposition im ÖGB-Vorstand
bietet keine Alternative. Die ÖVP-Gewerkschaf-
ter (FCG) versuchen selbst ihre Positionen zu si-
chern und befinden sich real auf Regierungs-
kurs. Die beiden kleinen Fraktionen im ÖGB
die über eine gewisse Basis verfügen, der der
KPÖ nahestehende GLB und die den Grünen
nahestehende UG, setzen auf Fraktionsarbeit
und nicht auf Mitgliedermobilisierung. Bei der
ÖGB-MitarbeiterInnenversammlung und bei
der Bawag-MitarbeiterInnenversammlung (je-
weils rund 1000 TeilnehmerInnen) waren es lei-
der ausschließlich SLP-Mitglieder und Vertrete-
rInnen der Plattform für kämpferische und de-
mokratische Gewerkschaften, die Flugblätter an
die Belegschaften verteilten, auf denen gefordert
wurde: “1.300.000 Mitglieder müssen entschei-
den”.Wenigstens bei der Sitzung des Bundesvor-
standes am 6. April nahmen MitarbeiterInnen
von GLB und UG an der von der SLP initiierten

Protestversammlung teil. FSG-Zorn, ein Zu-
sammenschluss linker FSG'lerInnen, war bisher
bei keiner Protestaktion. An einer gemeinsamen
breiten linken Initiative für einen ÖGB-Neu, die
die SLP angeregt hat, gibt es bisher leider kein
wirkliches Interesse. Das bedeutet aber in der
Praxis, den frustrierten Mitglieder nichts anbie-
ten zu können; diese werden in Folge den ÖGB
verlassen, anstatt sich einer kämpferischen Op-
position anzuschließen.

Die Argumente reichen von “Zeitmangel” bis
“das ist Gewerkschaftssache”. Insbesondere die
Unabhängigen GewerkschafterInnen (UG, zu
denen u.a. die KIV bei der GdG und die AUGE
bei der GPA gehören) fordern eine “Unverein-
barkeit zwischen einem parteipolitischen Man-
dat in einer gesetzgebenden Körperschaft und
einer Spitzenfunktion im überparteilichen Ge-
werkschaftsbund”. Das bedeutet nichts anderes,
als eine weitere Entpolitisierung der Gewerk-
schaften. Eine Gewerkschaft ist aber nichts Un-
politisches, soll und kann sich letztlich nicht nur
um “gewerkschaftliche” Themen kümmern.
Das hat z.B. die Pensionsreform gezeigt - und
das ist auch der Grund für die lange, enge und
ursprünglich positive Bindung zwischen Sozial-
demokratie und Gewerkschaft. Aber heute ist
die SPÖ keine ArbeiterInnenpartei mehr. Das
Problem ist nicht, dass Gewerkschaftsfunktio-
närInnen MandatarInnen einer Partei sind,
sondern WELCHER Partei, bzw. vor allem wel-
cher politischen Linie sie sich verpflichtet füh-
len. Für unvereinbar halten wir es, wenn z.B. So-
zialabbauer bzw. Gewerkschaftsfeinde wie Khol
(ÖVP) oder Haider (BZÖ) Gewerkschaftsmit-

glieder sind. Wir glauben demgegenüber auch,
dass viele FSGler heute - zurrecht - das Nahever-
hältnis ihrer Fraktion zur SPÖ hinterfragen,
weil dieses einer kämpferischen Neuorientie-
rung der Gewerkschaften entgegensteht. Wir
gehen hier allerdings zugegebenermaßen noch
einen Schritt weiter: Heute braucht die Arbei-
terInnenklasse unserer Meinung nach eine neue
Partei. In Deutschland haben FunktionärInnen
u.a. aus der IG-Metall die Konsequenz aus der
Verbürgerlichung der Sozialdemokratie gezo-
gen und eine neue Partei für ArbeiterInnen und
Jugendliche gegründet - die WASG. Eine solche
Entwicklung ist auch in Österreich notwendig
und hängt v.a. davon ab, ob es im ÖGB einen
kämpferischen Kurswechsel bzw. eine starke
kämpferische Opposition gibt. Aus einer sol-
chen Entwicklung würde sich unvermeidlich
auch die Frage nach neuen politischen Organi-
sationsformen stellen, die sowohl bei allgemei-
nen Wahlen antritt, aber vor allem in den Bewe-
gungen und Kämpfen von ArbeiterInnen und
Jugendlichen die Frage nach Alternativen zum
Kapitalismus aufwerfen - und hoffentlich be-
antworten - kann.

ÖGB-Neu ist notwendig

Um die derzeitige Krise zu überwinden,
braucht es eine deutliche Veränderung. Ein Zei-
chen dafür hätte der Gewerkschaftskongress am
19. Juni sein können. Das Argument von
Hundstorfer, dass eine Verschiebung notwendig
sei, um Zeit für notwendige Reformen zu haben,
ist unakzeptabel. Es geht ihm nicht um eine De-

mokratisierung, sondern darum, die Kräftever-
hältnisse zwischen den verschiedenen Macht-
blöcken im ÖGB zu klären. Konkret geht es da-
rum, wie die schwindenden Mitgliedsbeiträge
(der ÖGB machte allein 2005 rund 42 Millionen
Euro Verlust) künftig aufgeteilt werden können.
Es ist ein Konflikt ums Geld und nicht um die
politische Ausrichtung. Die Mitgliedschaft wird
weiter vor vollendete Tatsachen gestellt.

Wenn der ÖGB die Interessen der Arbeitneh-
merInnen in Zukunft wirkungsvoll vertreten
soll, dann geht das nicht ohne die aktive Einbe-
ziehung der Mitglieder. Dazu braucht es grund-
legend andere Strukturen. Heute ist der ÖGB
von oben nach unten strukturiert. Die Mitglie-
der haben wenig bis gar keine Mitbestimmungs-
möglichkeiten. Die FunktionärInnen bleiben
als Delegierte auf den Gewerkschaftstagen weit-
gehend unter sich. So kann es dann auch passie-
ren, dass auf den Gewerkschaftskongressen Be-
schlüsse gefällt, diese aber niemals umgesetzt
werden. Die Strukturen des ÖGB machen den
Streik einer Fachgewerkschaft auch von der Zu-
stimmung der ÖGB-Spitze abhängig - was in
der Praxis eine Verhinderung von notwendigen
Arbeitskämpfen bedeutet. Nach dem heutigen
Statut kann einE PräsidentIn des ÖGB nur je-
mand werden, der seit vielen Jahren Teil der
Spitzen der ÖGB-Bürokratie ist. Das zementiert
die Abgehobenheit der Führung ein. Wir mei-
nen, dass ein kommender Gewerkschaftstag
auch neue Strukturen bringen muss: Betriebs-
rätInnen, PersonalvertreterInnen und Gewerk-
schaftsaktivistInnen, die täglich “an der Front”
stehen und die Nöte und Bedürfnisse der Basis
wirklich kennen, müssen über einen neuen po-
litischen Kurs und als Konsequenz davon auch
über eine neue Führung aus ihren Reihen ab-
stimmen. Die Politik der Gewerkschaftsführung
(das gilt auf allen Ebenen) muss ständig einer
Kontrolle durch die Mitgliedschaft unterworfen
sein. Das bedeutet auch, dass diese - wenn die
Mitgliedschaft mit ihnen unzufrieden ist - wie-
der abgewählt werden können. Und zwar nicht
nur auf dem jeweils nächsten Kongress, sondern
auch dazwischen.

Eine breite, linke und fraktionsübergreifende
Kampagne von GewerkschaftsaktivistInnen wä-
re JETZT die Möglichkeit, eine reale Basis für ei-
nen ÖGB-Neu zu legen und die alte Unart der
Stellvertreterpolitik und des hinter-verschlosse-
nen-Türen-den-langen-Weg-durch-die-Insti-
tutionen endlich zu überwinden.

Die Vorstände der Bawag erhielten 2004
3,3% vom Gewinn und waren damit Spitzen-
reiter in der österreichischen Bankenland-
schaft
Der Präsident der Arbeiterkammer verdient
mehr als der Präsident der Wirtschaftskam-
mer
Verzetnitsch geht mit einer Pension von ca.
11.000 - das entspricht etwa dem 10fachen
der österreichischen Durchschnittspension

Marx schrieb den bekannten Satz “Es ist nicht
das Bewusstsein der Menschen, das ihr Sein,
sondern umgekehrt ihr gesellschaftliches Sein,
das ihr Bewusstsein bestimmt.” WIE wahr die-
ser ist, zeigt die heutige ÖGB-Führung. Das
Umfeld eines Menschen prägt seine Sichtweise
und seine politische Einstellung. Wenn ein
ÖGB-Präsident in einer Luxuswohnung wohnt,
wie soll er verstehen, wie hart die steigenden
Heizkosten NiedrigverdienerInnen treffen und
warum die Lohnabschlüsse, die angeblich
“über” der Inflation liegen in Wirklichkeit Real-
lohnverluste bedeuten, weil Wohnen und Hei-

zung für Viele bereits bis zu 50% ihres Einkom-
mens ausmachen? Wenn ÖGB-FunktionärIn-
nen auf Du-und-Du mit Wirtschafts- und Re-
gierungsvertreterInnen sind, dann ist es nicht
verwunderliche, wenn sie deren Argumente von
Standortlogik und Wettbewerbsnachteil über-
nehmen.

Wir schlagen nicht vor, dass Gewerkschafts-
funktionärInnen am Hungertuch nagen müs-
sen; ebenso wenig wie andere ArbeitnehmerIn-
nen. Wir meinen aber, dass ihr Einkommen
nicht über dem jener Menschen liegen soll, die
sie vertreten sollen.

Würde sich dann niemand mehr finden
der/die bereit ist, dass zu machen? Auf Men-
schen, die eine solche Funktion nur wegen des
Geldes übernehmen, sollte die Gewerkschafts-
bewegung verzichten. Und die vielen ehrenamt-
lichen GewerkschafterInnen beweisen, dass es
keinen Mangel an Menschen gibt, denen die Sa-
che wichtig genug ist.

Würden wir dann nur zweitklassige Kandida-
tInnen bekommen, weil die “guten” in der Pri-
vatwirtschaft besser bezahlt würden? Wer die

Privatwirtschaft vorzieht, soll dorthin gehen!
Und dass hohe Einkommen keine Garantie für
Kompetenz sind, beweisen die Regierungsmit-
glieder genauso wie die Gewerkschaftsfunktio-
närInnen und die Bawag-Aufsichtsräte.
Schlechter als Letztere kann wohl niemand sei-
ne/ihre “Aufsichtspflicht” erfüllen.

Haben die GewerkschafterInnen ein Recht auf
höheres Einkommen, weil sie mehr arbeiten?
Ein schlichtes Rechenbeispiel: der Tag hat 24
Stunden. Mindestens acht davon werden im Re-
gelfall für Schlafen, Duschen etc. draufgehen.
Selbst wenn jemand also 16 Stunden am Tag ar-
beitet rechtfertigt das kein Einkommen das
fünf-, sieben oder zehnmal so hoch ist wie das
von “normalen” Beschäftigten. Und: niemand
ist unersetzlich. Es ist besser, Arbeit auf mehre-
re aufzuteilen, dann wird sie besser gemacht, als
wenn eine Person 16 Stunden pro Tag in drei
verschiedenen Funktionen arbeitet.

Die Spitzeneinkommen der ÖGB-Funktionär-
Innen sind nicht nur unmoralisch, sondern tat-
sächlich ein Hindernis für kämpferische Ge-
werkschaftsarbeit.
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okratisierung sind dringend nötig!
Abhaltung des für 19. Juni geplanten ÖGB-Kongresses

BetriebsrätInnen und GewerkschaftsaktivistInnen müssen über die künftige Ausrichtung des ÖGB und die künftige Führung entscheiden: 

Einkommensdeckelung für Funktionäre!
Niemand soll mehr verdienen als jene, die er/sie vertritt

!!

!!

!!



Der April begann mit den er-
folgreichen Sozialismustagen
der SLP. Knapp hundert Teil-
nehmerInnen aus Österreich
und internationale Gäste aus
Polen, Deutschland, Nord-Ir-
land sowie der Türkei disku-
tierten aktuelle, grundsätzli-
che und internationale The-
men. Der Bawag/ÖGB-Skan-
dal, die Frage “Wem nützt der
Krieg gegen den Terror” und
die Debatte rund um eine
neue Partei von ArbeiterInnen
und Jugendlichen standen im
Zentrum. Die Sozialismustage
waren auch für Einige der An-
lass, der SLP beizutreten. He-
lene erklärt: “Ich wollte mich
einfach politisch engagieren,
damit ich auch aktiv etwas ge-
gen die Missstände in unserer
Gesellschaft tun kann, aber
auch um mit Leuten regelmä-
ßig in der Ortsgruppe über ta-
gespolitische Themen zu di-
skutieren. Irgendwann muss
man ja lernen, seine eigene
Meinung auch verständlich

rüber zu bringen.” Und Nadi-
ne bringt die Notwendigkeit
der SLP auf den Punkt: “Weil
man allein nicht viel verän-
dern kann, in einer Gruppe je-
doch schon. Der Kapitalismus
hat schon viel zu viel Schaden
angerichtet; es ist Zeit für eine
sozialistische Welt!”

ÖGB-Krise

Der Diskussion folgten Ta-
ten. SLP-Mitglieder waren bei
den Betriebsversammlungen
von ÖGB- und Bawag-Be-
schäftigten aktiv. Es ist not-
wendig, die Angriffe der Bür-
gerlichen auf die Gewerk-
schaft zurückzuweisen. Aber
die Gewerkschaftsbewegung
kann nur effektiv verteidigt
werden, wenn sie verändert
wird. Dafür ist die SLP unter
dem Motto “1.300.000 Mit-
glieder müssen entscheiden”
öffentlich eingetreten. Nora,
die sich nach reiflicher Über-
legung entschlossen hat, der

SLP beizutreten war u.a. bei
der von der SLP initierten Ak-
tion vor dem ÖGB-Bundes-
vorstand dabei. Sie erklärt
“Ich bin der SLP beigetreten,
weil mir die Erfahrung gezeigt
hat, dass ich der Ohnmacht
angesichts der Unmenschlich-
keit unseres Wirtschaftssy-
stems nur durch politisches
Engagement entgegen wirken,
und die Isolierung als Einzel-
kämpferin nur durch politi-
sche Organisierung aufbre-
chen kann. Ich will einfach
nicht länger zu Sozialabbau
bei gleichzeitigen Steuerge-
schenken an Unternehmen,
imperialistischen Kriegen,
oder der Tatsache, dass jeden
Tag 100 000 Menschen elend
verhungern, weil sie aufgrund
von wirtschaftlichen Interes-
sen unterdrückt werden,
schweigen, denn Schweigen
lähmt mich nur. Ich will mei-
ne Wut positiv nutzen und sie
in Engagement für eine sozia-
listische Gesellschaft umwan-

deln - für eine Gesellschaft, in
der nicht eine Elite, der ihre
Aktienkurse wichtiger als
Menschenwürde und -leben
sind, über die Mehrheit be-
stimmt, sondern die Mehrheit
der arbeitenden Menschen
selbst demokratisch die gesell-
schaftlichen Entscheidungen
trifft.

Die SLP bietet mir dafür ein
internationales solidarisches
Netzwerk und die Möglich-
keit, meine Kräfte durch ge-
meinsame Aktionen mit an-
deren zu bündeln.” Dem ist
eigentlich nichts hinzuzufü-
gen …

UUnnsseerree  AArrbbeeiitt  kkoosstteett  GGeelldd.. Da-
her bittet die SLP um Spenden.
Am besten regelmäßig (Dauer-
auftrag). Ab EUR 7,– pro Monat
gibt’s alle Publikationen der SLP
(inkl. Broschüren) per Post nach
Hause – ein “All-Inclusive-Abo”
eben.                PPSSKK  88881122..773333
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ist die Zeitung für 
Widerstand, Solidarität und Sozialismus.

ist parteiisch: Immer für
ArbeitnehmerInnen, Frauen und Jugendliche.

ist unabhängig vom großen Geld,
aber abhängig von seinen UnterstützerInnen.

Abonnement bestellen:
Tel.: 01/524 63 10

oder EUR 18,00* an PSK 8812.733 überweisen.
Namen, Anschrift und Kennwort “Abo” nicht vergessen!

*Sozialpreis für Menschen ohne eigenem Einkommen EUR 10,00
Alle Preise für 10 Ausgaben inkl. Porto und Versand

Die SLP-Treffpunkte

LINZ

jeweils Montag, 17.30 Uhr,
“Alte Welt”, Linz, Hauptplatz 4

SALZBURG

jeweils Donnerstag, 18.00 Uhr,
“Shakespeare”, Salzburg,
Hubert-Sattler-G. 3 (Mirabellplatz) 

WIEN

jeden Mittwoch um 19 Uhr
SLP Wien West, “Fünfhauser Stüberl”,
1150 Wien, Löhrgasse 13, (U3, U6 Westbahnhof)

jeden Donnerstag um 18 Uhr
SLP Wien Nord, “Piwnica” (ehem. Peer Gynt), 1200 Wien,
Jägerstraße 38 (U4 Friedensbrücke, U6 Jägerstraße, 5, 33)

jeden Freitag um 18.30 Uhr
SLP Wien Ost, “Pizzeria Topolino” 1030 Wien, Ungargasse 4

jeden Freitag um 19 Uhr
SLP Wien Süd, “Bunte Kuh”, 1050 Wien, Siebenbrunneng./ 
Ecke Zentag. (U4 Pilgramgasse, 12A, 14A)

SWI-Treffpunkt in Wien

jeden Montag um 18.00 Uhr
Amerlinghaus, 7., Stiftgasse 8
(U2, U3 Volkstheater, 48A, 49)

S L P  I N  E I G E N E R  S A C H E

“Weil man allein nicht viel verändern kann...”
Die Sozialistische LinksPartei im April 2006

S P E N D E N

von Albert Kropf, SLP-Wien

Unser Bild von den USA ist
von Bush & Hollywood ge-
prägt. Übersehen wird dabei,
dass es in der Geschichte (und
Gegenwart) der USA viele Lin-
ke, GewerkschafterInnen, So-
zialistInnen, KommunistIn-

nen und FreiheitskämpferIn-
nen gab, die entschlossen ge-
gen die Ausbeutung des Men-
schen durch den Menschen
eingetreten sind. Viele sind
durchaus prominent - aller-
dings für ihre Leistungen auf
anderen Gebieten. Ihre politi-
sche Herkunft wird gerne "ver-
gessen". Zu diesen gehören u.a.
Frank James (von der James
Bande), Tommie Smith und
John Carlos (Medaillienge-
winner bei den olympischen
Spielen 1968), Jack London
und Upton Sinclair (Schrift-
steller).

Die James Bande

Die USA Mitte der 1860er
Jahre. Die Sklavenhalterhalter-
gesellschaft im Süden hat den
Bürgerkrieg gegen den hoch
industrialisierten Norden der
USA verloren. Versprengte
Einheiten der ehemaligen Süd-
staatenarmee ziehen als rau-
bende Banden durchs Land.
Wohl keine andere Bande wur-

de dabei so berühmt wie die
von den Brüdern Jesse und
Frank James - die James Bande.

Einen Großteil ihres Ruhmes
verdankt sie einer Legende.
Nämlich der, dass sie einen Teil
ihrer Beute unter der verarm-
ten Bevölkerung aufgeteilt hät-
ten. Wie stark sich dieses Ge-

rücht über Jahrzehnte gehalten
hat, zeigt ein Zitat des amerika-
nischen Präsidenten Harry
Truman von 1949: "Jesse James
war ein moderner Robin
Hood. Er bestahl die Reichen
und beschenkte die Armen."

Truman begann 
Hexenjagd gegen Linke

Truman selbst war kein Lin-
ker. Unter seiner Präsident-
schaft begann die "Hexenjagd"
gegen SozialistInnen und die
ArbeiterInnenbewegung in
den USA und legte damit den
Grundstein für die so genann-
te "McCarthy Ära". Truman
kam aber selbst aus dem Süden
der USA und darin zeigt sich
der tief verwurzelte Mythos
um die James Bande.

In Wirklichkeit verdankten
die James Brüder ihr Image
dem Chefredakteur einer gro-
ßen Tageszeitung im Süden. Er
wollte sich mit der Niederlage
des Südens im amerikanischen
Bürgerkrieg nicht abfinden. Er

schrieb für eine Loslösung des
Südens von den USA. Dafür
überließ er dem bekannten
Bandenführer Jesse James eine
Kolumne. Abgesehen von Het-
ze gegen den Norden ist poli-
tisch darin nicht viel zu finden.
Und aufgeteilt hat Jesse James
die Beute nur unter den Ban-

denmitgliedern selbst. Ganz
abgesehen davon, dass die mei-
sten von ihnen während des
Bürgerkriegs an grausamen
Massakern an der Zivilbevöl-
kerung beteiligt waren.

Der politische 
Revolverheld

Politisch gesehen ist Jesse
weit weniger interessant als
sein älterer Bruder Frank Ja-
mes. Die Bande hat sich
schließlich aufgelöst und Jesse
wurde von einem ehemaligen
Bandenmitglied im Auftrag
der Regierung und der Eisen-
bahnbarone des Nordens er-
mordet. Frank James stellte
sich daraufhin der Justiz. Sei-
nen Prozess verwandelte er in
eine Anklage gegen das "Yan-
kee" Großkapital im Namen
der geknechteten und verarm-
ten Massen. Frank James wur-
de frei gesprochen. Und das
obwohl bei den Überfällen der
James Bande viele Menschen
ermordet wurden. Der öffent-

liche Druck war zu groß, um
Frank James zu verurteilen.

Um seinen Lebensunterhalt
zu finanzieren, gründete er ei-
ne Art "Tourismusagentur". Er
führte Schaulustige an die hi-
storischen Orte und Verstecke
der James Bande. Abseits da-
von engagierte er sich aber
auch politisch. Er verfasste
Broschüren in denen er gegen
den Kapitalismus und die Aus-
beutung der Menschen wetter-
te. 1897 schrieb der damals 54-
jährige: "Sollte es in diesem
Land jemals wieder einen
Krieg geben, wird es ein Krieg
zwischen Kapital und Arbeit,
zwischen Besitzgier und Brü-
derlichkeit sein. Und ich bin
heute genauso bereit, für die
Brüderlichkeit in Amerika ein-
zutreten, wie ich in meiner Ju-
gend für die Verteidigung der
Südstaaten eingetreten bin."

Sozialist war Frank James
aber keiner. Zeit seines Lebens
blieben der Kampf und die Re-
vanche für die Niederlage ge-
gen die Nordstaaten der zen-
trale Punkt seines Denkens.
Trotz der einen oder anderen
radikalen Aussage blieb er der
sich formierenden ArbeiterIn-
nenbewegung der USA fern. Er
engagierte sich weder in der
Sozialistischen Partei noch den
Gewerkschaften. Vielleicht
auch einfach deswegen, weil
das Zentrum der us-amerika-
nischen ArbeiterInnenbewe-
gung der industrialisierte Nor-
den war und er nicht über sei-
nen eigenen Schatten springen
konnte. Interessant bleibt die
Geschichte trotzdem. Der poli-
tische Aspekt in Frank James
Leben wird allerdings bis heu-
te in den Hollywood Filmen
über die James Bande ausge-
klammert. Ein "Outlaw" und
Revolverheld der nicht nur po-
litische Broschüren schreibt,
sondern auch noch in seinen
Reden gegen das Kapital zu
Gunsten der Brüderlichkeit
wettert, ist offenbar bis heute
zu gefährlich für die Holly-
wood Filmmaschinerie.

Mit Pfischi-Pfeil und Eisenbahnraub gegen das Kapital

Ein Revolverheld im Kampf gegen den Yankee Kapitalismus

www.slp.at

Die Website der Sozialistischen
LinksPartei - seit Mai 2005 in 
neuem Gewand, mit mehr und 

aktuellerem Inhalt. Jetzt besuchen!

Frank und Jesse James in jungen Jahren; li: Frank James



von Jasmin Standhartinger,
SLP-Wien

Die amerikanische Arbeiter-
Innenbewegung hat sehr
kämpferische Traditionen.
Minneapolis und die große
Depression 1934: Entlassun-
gen, weniger Geld für mehr
Arbeit und einer der größten
Kämpfe der US-Geschichte:
Der “Teamsters-Strike”. Ange-
führt von SozialistInnen, kam
es nicht nur in der Industrie
und im Transportwesen zum
völligen Stillstand, sondern
wurden auch die Stimmen
von Arbeitslosen, Immigran-

ten und Frauen der ganzen
Region immer lauter. Nach ei-
nem zweimonatigen Kampf
für eine deutliche Verbesse-
rung des Lebensstandards,
wurde ein vollständiger Sieg
erreicht. Ebenso gehören zu
diesen kämpferischen, oft er-
folgreichen Traditionen in
den USA: Das Civil Rights
Movement, die Bewegung um
Malcolm X, der Kampf gegen
den Vietnam-Krieg, sowie die
jüngsten Streiks im Bereich
des Gesundheitswesens, der
Autoindustrie und der New
Yorker U-Bahnen.

Aggressive Methoden 
der Gegenseite 

Nicht nur von Seiten der
Bosse, sondern auch der Re-
gierung gibt es immer wieder
besonders aggressive Metho-
den zur Abwehr der Proteste.
Die  Illegalisierung eines
Streiks im öffentlichen Dienst
und auch eine massive Hetze
der Medien gegen Aufstände
sind übliche Methoden -
ebenso wie Gewalt gegen Ge-
werkschafterInnen. Schon zu
Teamsters-Zeiten wurde die
Citizens Alliance (also rechte
“Bürgerwehren”) gemeinsam

mit auf Streikbruch speziali-
sierte Anwälten eingesetzt.
Ebenso gibt es eine lange Tra-
dition von Bestechung der
Gewerkschaftsführung, aber
auch kämpferischer Gewerk-
schaftsopposition dagegen.
Bei den Teamsters konnte
schon in den 30er Jahren eine
zunächst korrupte Gewerk-
schaft, durch den Zusammen-
halt der ArbeiterInnen, in eine
demokratische, kämpferische
Gewerkschaftsstruktur umge-
wandelt werden. Auch heute
wird wieder lautstark thema-
tisiert, dass die Gewerk-
schaftsführungen mit dem
politischen Establishment
verknüpft ist.

Vor Gewerkschafts-
spaltung?

Auch wenn die aktuell mög-
liche Abspaltung der “Change
To Win”-Koalition (CTW)
vom Dachverband (AFL-
CIO), kritisch zu betrachten
ist, wirft sie ein Licht auf die
Stimmung an der Basis. Vor
allem die ArbeitnehmerInnen
des öffentlichen Dienstes,
Supermarkt-Beschäftigte und
andere Bereiche sind massiv
unzufrieden und wollen an
den schlechten Lebensbedin-
gungen und dem allgemein
geringem Organsiationsgrad
(12.5%) etwas ändern. CTW
fordert zwar richtigerweise

mehr Ressourcen für die Mit-
gliedergewinnung einzuset-
zen und nicht nur die Demo-
kraten finanziell zu unterstüt-
zen. Sie wollen aber - als “Al-
ternative” - auch den Republi-
kanern Geld zukommen zu
lassen! Unsere US-GenossIn-
nen meinen demgegenüber,
dass vor allem ein Kurswech-
sel notwendig ist: Gewerk-
schaften müssen die Profitlo-
gik und angebliche Sachzwän-
ge des Kapitalismus in Frage
Stellen und jede Unterstüt-
zung der beiden Parteien des
“Big Business” beenden. Ne-
ben einem kämpferischen
Kurs, der Erfolge erzielen
kann, ist auch eine politische
Vertretung in Form einer neu-
en sozialistischen ArbeiterIn-
nenpartei nötig. Dieser Faktor
einer solchen politischen
Kraft, hat der US-Bewegung
tatsächlich historisch stets ge-
fehlt.

Dritter Teil der Serie “Die
andere USA” im Juni: Die Rol-
le der US-SozialistInnen in der
Anti-Kriegsbewegung

Donnerstag, 25.05., 18:00

DDiiee  RRoollllee  ddeerr  UUSS--SSoozziiaalliissttIInnnneenn
iinn  ddeerr  AAnnttiikkrriieeggss--BBeewweegguunngg“

Piwnica”, Wien 20., 
Jägerstraße 38
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Osterhase (be-)sucht
Berliner Bär

Ein Reisebericht von den 
Sozialismustagen 2006 

der SAV
Von Charly Krumpschmid

Traditioneller Weise fanden
zu Ostern die Sozialismustage
2006 der deutschen Schwe-
sterorganisation SAV unter den
Motto “Freiheit statt Kapita-
lismus” statt. Die “Ösi-Delega-
tion” bestand aus 9 GenossIn-
nen. Da wir gemütlich per Lie-
gewagen anreisten, hatten wir
vor Beginn der Veranstaltung
noch Gelegenheit, einen kur-
zen Blick auf die ältere und
neuere Geschichte Berlins zu
werfen sowie ein wenig Ein-
blick in die politische Situation
der Spree-Metropole zu erhal-
ten. Unter den Motto “Wider-
stand gegen Sozialkahlschlag
und der Kampf für Sozialismus
im 21. Jahrhundert” stand die
Auftaktveranstaltung am Frei-
tag. GenossInnen der SAV und
anderer Sektionen des CWI be-
richteten über die Angriffe auf
soziale Errungenschaften und
die oftmals erfolgreiche
Gegenwehr der Betroffenen.
Da in Berlin bald gewählt wird,
stand die Frage im Vorder-
grund, ob die WASG in der un-
sere deutschen GenossInnen
erfolgreich sozialistische Posi-
tionen vertreten, eigenständig
oder gemeinsam mit der Links-
partei.PDS kandidieren soll.
Gerade die PDS ist jene Kraft,
die gemeinsam mit der SPD in
Berlin massiv Privatisierung
und Sozialabbau betreibt.
Während die Befürworter ei-
ner solchen Vereinigung vor ei-
ner Stimmenaufteilung der
Linken warnten, sehen unsere
GenossInnen und große Teile
der Berliner WASG die Glaub-
würdigkeit unter den Wähle-
rInnen nur durch eine konse-
quente Arbeit gegen neolibera-
len Politik gegeben. Neben die-
ser höchst aktuellen Diskus-
sion wurden die Themen-
schwerpunkte gewerkschaftli-
che Arbeit, Ökologie, marxisti-
sche Theorien im 21.Jahrhun-
dert und historische Analyse
anhand des spanischen Bür-
gerkrieges in vielen Arbeits-
kreisen behandelt. Aus erster
Hand berichteten GenossIn-
nen über den Stand der Klas-
senkämpfe in Bolivien, Polen,
Großbritannien sowie Frank-
reich. Auf der Abschlussveran-
staltung wurde über die Not-
wendigkeit zum Aufbau einer
Partei für Beschäftigte und Er-
werbslose international sowie
die Einbringung sozialistischer
Positionen diskutiert. Die
durchaus positive Stimmung
wurde unter anderen durch die
Gewinnung von neun neuen
Mitgliedern bestätigt. Voll En-
thusiasmus machten wir uns
auf den Weg nach Hause.

Neues aus dem CWI

www.socialistworld.net

Andre ist Aktivist der SLP-
Schwesterorganisation “Soci-
alismo Revolutionario” (SR)
sowie im Leitungsgremium
der breiten Partei “P-SOL”, die
derzeit in Umfragen auf über
sechs Millionen Stimmen
kommt (6 %).

VORWÄRTS: Lateinamerika
wird von enormen sozialen
Kämpfen durchzogen. Welche
Ideen für einen Ausweg aus der
Krise vertritt “Socialismo Re-
volutionario”?

ANDRE: Unser Programm
setzt bei einem für alle greif-
baren Punkt an: Stopp der
Zahlung aller Auslandsschul-
den! Der jährliche Zinsen-
dienst Brasiliens beträgt 70
Milliarden US-$. Mit diesem
Geld könnte eine echte Agrar-
Reform durchgeführt werden:

konkret beträfe das vier Milli-
onen bisher landloser Fami-
lien! Die nächste Notwendig-
keit ist die Überführung der
Banken und Schlüsselindu-
strie in gesellschaftlichen Be-
sitz. Alle diese Maßnahmen
müssen in eine demokratische
Struktur von direkter Arbei-
terInnen-Verwaltung und -
Kontrolle eingebunden sein.

VORWÄRTS: Aber was ist
mit der Gefahr der Kapital-Ab-
wanderung?

ANDRE: Jedes Jahr gibt es
neue Rekorde bei den Profiten
des Banken-Sektors. Schon
jetzt verlässt mehr Kapital das
Land als das gesamte Volumen
des Außenhandels ausmacht.
Natürlich ist eine weitere Auf-
gabe die vollständige Kontrol-
le der Kapitalflüsse und des
Handels auf der Grundlage

der Vergesellschaftung der Fi-
nanzinstitute.

VORWÄRTS: Venezuela ist
derzeit Brennpunkt reformeri-
scher und revolutionärer Bewe-
gungen. Wie schätzt du den
Stand der Dinge ein?

ANDRE: Man darf nicht ver-
gessen: Die Wirtschaft Vene-
zuelas befindet sich trotz der
bisherigen Reformen noch
immer unter Kontrolle kapi-
talistischer Verhältnisse und
des Einflusses des Imperia-
lismus.

VORWÄRTS: Chavez stellt
der vom US-Imperialismus ge-
führten ALCA-”Freihandelszo-
ne” das Projekt “ALBA” entge-
gen. Was hat es damit auf sich?

ANDRE: Derzeit stellt ALBA
noch eine Ankündigung und
Worthülle dar. Auf kapitalisti-
scher Grundlage ist Unabhän-
gigkeit vom Imperialismus ei-
ne Illusion. Gerade Brasilien
hat am Kontinent regional-
imperialistische Gelüste, z.B.
der Öl-Konzern Petrobras.
Chavez präsentierte kürzlich
die Idee einer unabhängigen
kontinent-weiten Öl-Firma.
Diese müsste jedoch in gesell-
schaftlichem Besitz sein. Neh-
men wir das Beispiel Venezue-
las: Im dortigen staatlichen
Erdöl-Konzern ist echte Ar-
beiter-Verwaltung nötig. Ge-
rade hier ist Chavez jedoch
ganz und gar nicht für die

sonst angekündig-
te “cogestion” (be-
deutet in etwa
“Mitbestim-
mung”; Anm.).
Die Chavez-Regie-
rung setzt übrigens
bewusste Schritte
zur Kooperation
mit den Unterneh-
mern. Kürzlich
veranstaltete sie
ein “Seminar zur
Rolle des Privatei-
gentums im ‚Sozia-
lismus des 21.
Jahrhunderts'”.
Sektoren der Bür-
gerlichen gehen als
Teil der neuen Bü-
rokratie in die
Chavez-Bewegung
ein. Dies ist eine
Gefahr für die
Möglichkeit weiterer Refor-
men. Das gegenwärtige
Wachstum ist überdies relativ
und stützt sich auf den derzeit
hohen Öl-Preis.

VORWÄRTS: Wären die Be-
wegungen schon reif für weiter-
gehende Schritte?

ANDRE: In den letzten Jah-
ren, vor allem 2002, gab es im-
mer wieder sprunghafte Ent-
wicklungen im Bewusstsein
der Massen und in den sozia-
len Kämpfen. Eine große Ein-
schränkung stellt derzeit das
Fehlen einer bewussten sozia-
listischen Partei mit Veranke-
rung in den Massen dar. Den-

noch hätte die Chavez-Regie-
rung, wenn sie wollen würde,
volle Freiheit für die Beschleu-
nigung des revolutionären
Prozesses. Dies gilt auch auf
der parlamentarischen Front,
wo er über große Mehrheiten
in beiden Kammern verfügt.
Die kapitalistische Opposi-
tion ist derzeit durchaus
schwach, jedoch nicht völlig
von der Bildfläche verschwun-
den. Der Schlüssel ist der Auf-
bau der unabhängigen soziali-
stischen ArbeiterInnen-Bewe-
gung. Hier gibt es Ansätze. An
einem Treffen des CWI in Ve-
nezuela zu den Protesten in
Frankreich nahmen 100 Men-
schen teil.

Weg mit den Schulden! Banken und Konzerne in Gemeineigentum!

Wieder wird in den USA durch das Aufkeimen einer starken Protestwelle gegen das im Kongress debattierte
Immigrationsgesetz deutlich wie sehr der Begriff Klassenkampf in der Geschichte der USA verwurzelt ist.

Interview mit Andre Ferrari (Brasilien) anlässlich des bevorstehenden EU-Lateinamerikagipfels in Wien 

Klassenkampf ist (auch) in den USA zu Hause 

T E R M I N
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Die Broschüre wird nach Überweisung auf unser Konto PSK 8812.733 zuge-
sandt. Namen und Anschrift nicht vergessen!

Venezuela: Der Kampf um 

eine sozialistische Zukunft

Ursachen und Perspektiven 

für die revolutionäre 

Entwicklung in Venezuela



Bereiten die USA

einen Atomkrieg vor?
von Peter und  Laura, SWI

Am 21. Juni kommt ein reli-
giöser Fanatiker und Kriegs-
treiber nach Wien. Zu diesem
Zeitpunkt könnte ein Atom-
krieg gegen den Iran - den der
US-Präsident im Frühjahr
2006 nicht ausschloss - bereits
beschlossene Sache sein. Die
Regierung Schüssel hat Bush
eingeladen und wird ihn - auf
unsere Kosten - bewachen,
verpflegen und unterbringen.
Die Opfer von Bushs' Politik -
Flüchtlinge aus dem Irak und
Afghanistan - werden von
Schüssel&Co. weit schlechter
behandelt. Gemeinsam mit
Sozialistischer Widerstand
International (SWI) führt die
SLP eine Kampagne unter
dem Motto “No to Bush&Co”
durch.

Bush ist nicht alleine.
Es liegt am System!

Die zentralen Punkte der
Kampagne sind:
! George Bush ist Vertre-

ter jenes Systems, das neolibe-
rale Politik, Krieg, Folter, Ras-
sismus und Sexismus verur-
sacht: des Kapitalismus! 
! Die EU und die österrei-

chische Regierung betreiben
dieselbe Politik wie Bush -
Aufrüstung, Sparpolitik, Ein-
schränkung demokratischer
Rechte! Daher sagen wir: kei-
ne Unterstützung der Besat-
zung des Iraks durch die
österreichische Regierung,
auch nicht durch die Hinter-
tür (Überflugsgenehmigun-
gen etc.)!  
! Die irakische und die US-

ArbeiterInnenklasse leiden
wie wir unter der Politik von
Bush & Co - die Kluft zwi-
schen arm und reich wird
nicht nur weltweit, sondern
auch innerhalb der USA grö-
ßer! Die Bushs&Schüssels die-
ser Welt stehen auf der ande-
ren Seite, darum bekämpfen
wir sie gemeinsam! 
! Nein zum Wahnsinn Ka-

pitalismus! Wir sind für eine
sozialistische Alternative zu
Krieg und Terror - nur die ge-
einte Aktion der ArbeiterIn-

nenklasse international kann
einen Ausweg aus dem Teu-
felskreis von Gewalt und
Gegengewalt bringen!

Österreich ist unter den
Kriegstreibern

Offiziell ist die Republik
zwar neutral, doch deshalb
keinesfalls “friedliebend”. Tat-
sächlich war Österreich im-
mer Teil westlicher Militär-
strategien, hat Waffen gelie-
fert und sich auch an Kriegen
beteiligt. Österreich war z.B.
Teil der EU-Einsätze 2003 im
Kongo und in Mazedonien.
Im Kosovo ist seit längerem
das größte Kontingent statio-
niert. Ebenso gibt es Einsätze
in Bosnien-Herzegowina und
Afghanistan. Tendenz stei-
gend.

Das Argument, diese Trup-
pen dienen der “Friedenser-
haltung” ist falsch: Die Kon-
flikte wurden teilweise von
außen geschürt bzw. sind das
Ergebnis sozialer Probleme,
an denen auch Österreich

Mitschuld trägt. In Afghani-
stan oder dem Irak ging es
nicht um Demokratie, son-
dern um Öl - solange es ihnen
genehm war haben die USA
viele Diktaturen geschaffen
und unterstützt. Die Einsätze
österreichischer Truppen am
Balkan spielen andere Länder
frei, die ihre Truppen dadurch
vermehrt im Irak einsetzen
können. Die Regierung
Schüssel ist also letztlich Teil
der Verbündeten der Regie-
rung Bush.

Militarisierung ist in Öster-
reich aber nichts Neues. Noch
unter SPÖVP wurde 1998 die
Bundesverfassung entspre-
chend verändert. Man ver-
pflichtete sich an der “gemein-
samen Außen- und Sicher-
heitspolitik der Europäischen
Union” mitzuwirken. 1995
trat Österreich der “NATO-
Partnerschaft für den Frie-
den” bei. In den letzten Jahr-
zehnten wurde viel Geld in die
Aufrüstung des Bundesheeres
gesteckt - Abfangjäger (zuerst
die Draken, dann die Euro-

fighter), Panzer etc. Am
29.12.2003 erklärte Verteidi-
gungsminister Platter: “Die-
sen Beschaffungen und Mo-
dernisierungen werden im
kommenden Jahr weitere fol-
gen müssen”.

Wie gegen Krieg und 
Terror kämpfen?

Bei “No to Bush&Co” geht es
nicht nur um die Kritik an
Bush, Schüssel &Co. Es geht
auch darum, Ursachen und
Alternativen aufzuzeigen. Die
Zunahme von Kriegsgefahr
und Terror ist Ausdruck der
Krise des Kapitalismus. Seit
den 1980er Jahren wird der
Kampf um Ressourcen (v.a.
Öl) zunehmend härter, Kon-
flikte zwischen den imperiali-
stischen Mächten nehmen zu
- auch innerhalb der EU. We-
der die EU noch die UNO
können Frieden garantieren,
denn sie setzen im wesent-
lichen die Interessen der Re-
gierungen um, die in diesen
Institutionen sitzen. Ein Krieg

wird nicht dadurch besser,
dass er unter UNO-Mandat
geführt wird.

Wenn wir auf Dauer eine
friedliche Welt wollen, müs-
sen wir den Kapitalismus ab-
schaffen und durch eine sozi-
alistische Welt ersetzen. Daher
muss die internationale Ar-
beiterInnenklasse eine Bewe-
gung gegen Krieg und Kapita-
lismus aufbauen. Dass das
mehr als nötig ist, zeigt auch
das Beispiel Irak: Ein Ausweg
aus dem Chaos dass die USA
verursacht haben könnte sein,
dass die irakische ArbeiterIn-
nenklasse gemeinsam dafür
kämpft, dass die Ölressourcen
des Iraks unter ihrer demo-
kratischer Kontrolle verstaat-
licht werden, um das Land
wieder aufbauen zu können.

Was Du tun kannst:

! Diskutiert mit Anderen
nicht nur um Dampf ab-
zulassen! Organisiert ein
Treffen!

! Gründet Aktionskomitees,
sammelt Namen von allen
Menschen, die mitmachen
wollen, diskutiert die For-
derungen!

! Verteilt Flugblätter um zu
mobilisieren! Komm zur
Demo am 21.6!

Montag, 8. Mai 2006, 17.30

NNoo  ttoo  BBuusshh  &&  CCoo!!

Linz, “Alte Welt”, Hauptplatz 4

Komm zu den Aktionstreffen von
Sozialistischer Widerstand Inter-
national. Wir helfen beim Aufbau
einer Gruppe an deiner Schule,
diskutieren über die Politik der

USA und planen Aktionen. 

Jeden Montag, 18 Uhr, Amer-
linghaus - Raum 3, Wien 7,

Stiftgasse 8

Jetzt mitmachen! Telefon 01/ 524 63 10 Mail slp@slp.at Web www.slp.at

Solidaritätspreis: EUR 2,00

Preis: EUR 0,80 
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Wofür wir stehen

" Nein zum Sozialabbau! Statt
Subventionen für die Privat-
wirtschaft ein öffentliches 
Investitionsprogramm bei 
Gesundheit, Bildung,
Wohnbau und Verkehr.

" Mindestlohn 1.100 Euro netto!
Sofortige Arbeitszeit-
verkürzung auf 30 Stunden
pro Woche bei vollem Lohn-
und Personalausgleich.

" Nein zur Sparpropaganda!
Wiedereinführung der
Vermögenssteuer, Abschaffung
des Stiftungsrechtes sowie Ein-
führung einer echten Steuer-
progression und 
einer Wertschöpfungsabgabe
zur Finanzierung von Gesund-
heits-, Bildungs-, Arbeitslosen-
und Pensionsversicherung.

" Schluss mit der doppelten und
dreifachen Ausbeutung von 
Frauen in Beruf und Familie!

" Abschaffung aller diskriminie-
renden Gesetze, volle rechtli-
che Gleichstellung aller in
Österreich lebenden Menschen

" Volle Gleichberechtigung für
Schwule, Lesben und Bisexuelle

" Für einen echten Kampf gegen
Umweltzerstörung. Kampf
dem Verursacher - der kapitali-
stischen Profitwirtschaft.

" Nein zu einem repressiven 
Sicherheitsapparat, der das 
große Geld schützt. Kein Geld
für die Rüstung, keinen Beitritt
zu einem Militärbündnis.

" Streichung bzw. keine Bezah-
lung der Schulden der soge-
nannten “Dritten Welt”, Zer-
schlagung der internationalen
Institutionen des Kapitals als
Folge einer internationalen
Kampagne der ArbeiterInnen-
bewegung.

" Nein zur Sozialpartnerschaft -
Für kämpferische und demo-
kratische Gewerkschaften! 

" SPÖ und Grüne bieten keine 
linke Alternative! Wir brau-
chen eine neue starke Partei
für ArbeiterInnen, Arbeitslose
und Jugendliche.

" Nein zu Ausgliederungen und
Privatisierungen! Stattdessen
Überführung aller bereits 
privatisierten Betriebe sowie
der Schlüsselindustrie in
Gemeineigentum unter demo-
kratischer Kontrolle und Ver-
waltung der ArbeiterInnen.

" Nein zur kapitalistischen EU
der Banken, Konzerne und 
Bürokraten. Für eine Födera-
tion sozialistischer Staaten von 
Europa auf freier und gleich-
berechtigter Grundlage.

" Für eine geplante Wirtschaft 
unter demokratischer Kontrol-
le und Verwaltung der Beschäf-
tigten, in der Produktionspla-
nung von den gesellschaft-
lichen Bedürfnissen und nicht
vom Profit bestimmt werden.

" Eine Revolution ist notwendig.
Lediglich Reformen führen
keine grundlegenden Verände-
rungen herbei. Die Arbeiter-
Innenbewegung und die Ju-
gend müssen für den Bruch
mit der kapitalistischen Wirt-
schaft und für den Sozialismus
kämpfen.

Das Programm der 
Sozialistischen LinksPartei
40 Seiten, EUR 3,00 inkl. Versand

Das Programm wird nach Überwei-
sung auf unser Konto PSK 8812.733
zugesandt. Namen und Anschrift
nicht vergessen!

!Mehr

Programm!

NO to Bush & Co. am 21. Juni 2006!
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